
Unterlage 19.3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

FESTSTELLUNGSENTWURF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Prüfkatalog zur Prüfung der UVP-Pflicht im Einzelfall nach § 7 Abs. 1 
Satz 2 UVPG 

für Bauvorhaben an Bundesfernstraßen (UVP-Vorprüfung) 
 
 

aufgestellt: 
Autobahndirektion Südbayern 

                         

  

H a n k e, Baudirektor 

München, den 24.08.2018 

   

 

Straßenbauverwaltung: Freistaat Bayern, Autobahndirektion Südbayern 

Straße / Abschnittsnummer / Station: A8_1020_5,794 bis A8_1040_5,733 

A 8 München - Rosenheim 
Nachträgliche Lärmvorsorge Weyarn (L.M.007) 

 





A 8 München – Rosenheim, Nachträgliche Lärmvorsorge Weyarn (L.M.007),                                                   Prüfkatalog zur UVP-Pflicht 
Unterlage 19.3 zum Feststellungsentwurf     

 

Horstmann + Schreiber   •   Dipl.-Ing. LandschaftsArchitekten  Seite 1 

 
 

Prüfkatalog zur Prüfung der UVP-Pflicht im Einzelfall nach  
§ 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG für Bauvorhaben an Bundesfernstraßen  

(UVP-Vorprüfung) 
 
 

  

 
0. Berücksichtigung der Vorbelastung bei Änderungsvorhaben (§ 9 UVPG) 

 

 0.1 Wird ein Vorhaben geändert, für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt worden ist? 

Falls ja, ist Gegenstand der Vorprüfung, ob die Änderung zusätzliche oder 
andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. Zwi-
schenzeitliche Änderungen des bestehenden Vorhabens ohne UVP sind 
nicht dem beantragten neuen Änderungsvorhaben zuzurechnen, gleichwohl 
aber zu berücksichtigen.  

Nein 

☒ 

Ja 

☐ 

 0.2 Wird ein Vorhaben geändert, für das keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt worden ist? 

Falls ja, ist Gegenstand der Vorprüfung, ob die Änderung erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. Bei der Durchführung der Vor-
prüfung ist das bestehende Vorhaben ggf. einschließlich ohne UVP zugelas-
sener früherer Änderungen zu berücksichtigen. 

Nein 

☐ 

Ja 

☒ 

 1. Merkmale des Vorhabens (Wirkfaktoren) 
 

☐ Neubau  ☒ Um-/Ausbau 

 
Art/Umfang 

 1.1 Baulänge in km: ca. 3,2 

 1.2 Geschätzte Flächeninanspruchnahme in ha: ca. 3,70 (Bau) + 
ca. 6,40 (Anla-
ge) = 10,10 

 1.3 Geschätzter Umfang der Neuversiegelung in ha: ca. 0,88 (v. a. 
durch Lärm-
schutzwände, 
befestigte Wege, 
Bankette) 

 1.4 Geschätzter Umfang der Erdarbeiten in m³: 22.000 (Oberbo-
denabtrag und 
Wiederande-
ckung 

80.000 (Boden-
bewegungen/ 
Boden liefern 
und einbauen) 

 1.5 Anzahl der Ingenieurbauwerke: - 

 1.6 Geschätzte Dauer der Bauzeit: Weyarn-West 
und Ost: 
8 Monate 

Großseeham: 
8 Monate 
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 Treten Merkmale (Wirkfaktoren) auf, die erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen verursachen könnten? 

Wenn ja, Erläuterungen am Ende von Punkt 1 

 

 
Nein 

 

 
Ja 

 
Geschätzter 
Umfang 
Erläuterungen 

 1.7 Erhöhung des Verkehrsaufkommens durch das Vorhaben ☒ ☐  

 1.8 Erhöhung der Lärmimmissionen ☒ ☐  

 1.9 Erhöhung der Schadstoffimmissionen ☒ ☐  

 1.10 Zusätzliche Zerschneidungswirkung ☒ ☐  

 1.11 Visuelle Veränderung ☐ ☒ Die neuen Wäl-
le und Wände 
werden höchs-
tens zu einer 
leichten Ver-
stärkung der 
technischen 
Überprägung im 
Bezugsraum 
führen (im Be-
reich Großsee-
ham bestehen 
bereits teilweise 
Wälle und ver-
einzelt Wände). 

 1.12 Veränderung des Grundwassers ☒ ☐  

 1.13 Änderung an Gewässern oder Verlegung von Gewässern ☒ ☐  

 1.14 Einleitung von Straßenwasser in Gewässer ☒ ☐  

 1.15 Klimatische Veränderungen (z.B. durch Treibhausgasemissi-
onen, Veränderung des Kleinklimas am Standort) 

☒ ☐  

 1.16 Rodung ☐ ☒ Rodung i. S. 
des Bay WaldG 
von 0,02 ha, 

Rückschnitt und 
Rodung von 
weiteren 
2,77 ha Gehölz-
beständen i. S. 
des Art. 16 (1) 
BayNatSchG 

 1.17 Sonstige Merkmale (Anlage, Bau oder Betrieb), die erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen können: 

☒ ☐  

  -  Bau von Leitungen ☐ ☐  

  -  Abfallerzeugung (z. B. belastete Böden, Teer) ☐ ☐  

  -  Rohstoffbedarf ☐ ☐  

  -  besondere Probleme des Baugrundes (z. B.  
   Moorböden) 

☐ ☐  

  -  Abwicklung des Baubetriebes ☐ ☐  
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  -  Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastrophen  
   während des Baus und des Betriebs 

☐ ☐  

  -  Lärm-, Schadstoffemissionen während des Baus ☐ ☐  

  -  Erschütterungen ☐ ☐  

  -  Abrissarbeiten ☐ ☐  

  -  andere, und zwar: ☐ ☐  

 1.18 Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zugelasse-
nen Vorhaben und Tätigkeiten? 

☒ ☐  

 1.19 Können einige dieser Wirkungen grenzüberschreitend sein? ☒ ☐  

Verbindlich vorgesehene Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen z. B. Lärmschutz, Regenrückhalte-
becken, Querungshilfen: 

- 1.1 V: Schutzmaßnahmen bei der Rodung von Gehölzbeständen und bei der Baufeldräumung, 
einschl. Schutz von Fledermäusen in Gehölzbeständen 

- 1.2 V: Schutz von Haselmäusen in Gehölzbeständen 
- 1.3 V: Schutz von an das Baufeld angrenzenden Biotopen, empfindlichen Beständen, Lebens-

räumen besonders wertgebender Arten vor und während der Bauausführung 
- 1.4 V: Schutz von Amphibien- und Reptilienvorkommen 

 

Gesamteinschätzung der Merkmale des Vorhabens (Wirkfaktoren) unter Berücksichtigung der oben ge-
nannten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen: 

Das geplante Vorhaben (Bau von Lärmschutzanlagen) befindet sich in einem durch hohes Verkehrsauf-
kommen vorbelasteten Bereich. Die durch das Vorhaben ausgelösten Auswirkungen sind bezogen auf die 
Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaftsbild und Mensch unter Berücksichtigung der Minimie-
rungs- und Vermeidungsmaßnahmen als gering einzustufen. Durch zwei CEF-Maßnahmen (2 ACEF und 

3 ACEF) werden artenschutzrechtliche Verbotstatbestände vermieden (Schutzgut Arten und Lebensräume). 

Die Beeinträchtigungen des Naturhaushalts (Schutzgut Arten und Lebensräume, ermittelter Kompensati-
onsbedarfes nach BayKompV in Wertpunkten: 152.490) werden mit den geplanten Maßnahmen 2 ACEF, 
4 A, 5 W/A und 6 E (Umwandlung von Nadelforst zu Moorwald in den Willinger Filzen südl. von Bad Aibling) 
kompensiert. Das Landschaftsbild wird mit den Gestaltungsmaßnahmen 7 G (Landschaftsgerechte Gestal-
tung und Einbindung der Straßenbegleitflächen und der Lärmschutzwälle) neu gestaltet. Ein Ausgleich im 
Sinne von § 15 BNatSchG ist damit erreicht. 

Die geplante Baumaßnahme ist i. S. d. strengen Artenschutzes, in dargelegter Weise und unter Berücksich-
tigung der konzipierten Maßnahmen nicht geeignet, Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 i.V.m. Abs. 
5 BNatSchG auszulösen und somit zulässig. 

Die Untersuchungen zu den FFH-Vorprüfungen kommen zu dem Ergebnis, dass bei der Realisierung der 
vorliegenden Planungen zum Bau eines nachträglichen Lärmschutzes für die Gemeinde Weyarn (Ortsteile 
Weyarn und Großseeham) erhebliche Beeinträchtigungen der FFH-Gebiete DE 8237-371 „Leitzachtal“, DE 
8136-371 „Mangfalltal“ und DE 8137-301 „Wattersdorfer Moor“ in ihren für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen – auch durch eventuelle baubedingte Störungen – mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden können. 

  

2 
 

Standort des Vorhabens 
   

 2.1 Bestehende Nutzungen (Nutzungskriterien).  
Gibt es: 

(Wenn ja, Erläuterungen am Ende von Punkt 2): 

Nein Ja Geschätzter 
Umfang  
Erläuterungen 

 2.1.1 Aussagen in den für das Gebiet geltenden Raumordnungs-
plänen oder in der Flächennutzungsplanung zu Nutzungen, 
die mit dem Vorhaben unvereinbar sind (z. B. Vorranggebie-
te, regionaler Grünzug, bedeutsame Kulturlandschaftsberei-
che) 

☒ ☐  
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 2.1.2 Wohngebiete ☐ ☒ Die Siedlungs-
gebiete von 
Weyarn und 
Großseeham 
(Gemeinde 
Weyarn) liegen 
südlich bzw. 
westlich der A 8. 

 2.1.3 Empfindliche Nutzungen (Krankenhäuser, Altersheime, Kir-
chen, Schulen, dicht besiedelte Gebiete, etc.) 

☒ ☐  

 2.1.4 Bereiche mit besonderer Bedeutung für Erho-
lung/Fremdenverkehr 

☐ ☒ Seehamer See 
mit Camping-
platz und 
Wegeverbin-
dungen 

 2.1.5 Altlasten, Altablagerungen, Deponien ☒ ☐  

 2.1.6 Vorhaben liegt im angemessenen Sicherheitsabstand zu ei-
nem Betriebsbereich nach § 3 Abs. 5a BImSchG (Seveso III-
RL)* 

* Besteht aufgrund der Verwirklichung des Vorhabens die Möglichkeit eines Störfalls im Sinne 

des § 2 Nummer 7 der Störfall-Verordnung oder erhöht sich die Eintrittswahrscheinlichkeit 

eines solchen Störfalls oder verschlimmern sich die Folgen eines solchen Störfalls, ist von 

erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auszugehen (§ 8 UVPG). 

☒ ☐  

 2.1.7 Flächen mit besonderer Bedeutung für die Landwirtschaft o-
der Fischerei 

☒ ☐  

 2.1.8 Flächen mit besonderer Bedeutung für die Forstwirtschaft ☒ ☐  

 2.1.9 Sonstige Sachgüter ☒ ☐  

 2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit 
der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, 
Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, des 
Gebietes und seines Untergrundes (Qualitätskriterien). Gibt 
es: 

(Wenn ja, Erläuterungen am Ende von Punkt 2) 

Nein Ja Art, Größe,  
Umfang der  
Betroffenheit 

 2.2.1 Lebensräume und Funktionsbeziehungen mit besonderer 
Bedeutung für Pflanzen oder Tiere (insb. Vorkommen pla-
nungsrelevanter Arten, Lebensraumtypen nach Anhang I o-
der Arten nach Anhang II FFH-Richtlinie, soweit bekannt) 

☐ ☒ Vom Vorhaben 
betroffene Arten: 

Baumhöhlen 
bewohnende 
Vogelarten und 
potenziell Fle-
dermäuse, Zau-
neidechse, po-
tenziell Hasel-
maus  
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 2.2.2 Besonders / streng geschützte Tier- und Pflanzenarten nach 
Anhang IV FFH-RL und europäische Vogelarten / Vogelarten 
des Anhangs 1 VRL (soweit bekannt) 

☐ ☒ Vom Vorhaben 
betroffene Arten: 
Zauneidechse 
 

Vom Vorhaben 
potenziell be-
troffene Arten: 
Baumhöhlen be-
wohnende Fle-
dermäuse, Ha-
selmaus 

 2.2.3 Schutzwürdige Böden ☒ ☐  

 2.2.4 Oberflächengewässer mit besonderer Bedeutung ☒ ☐  

 2.2.5 Bedeutsame Grundwasservorkommen ☒ ☐  

 2.2.6 Für das Landschaftsbild bedeutende (Kultur-)Landschaften 
oder Landschaftsteile 

☒ ☐  

 2.2.7 Flächen mit besonderer klimatischer Bedeutung (Kaltluftent-
stehungsgebiete, Frischluftbahnen) oder besonderer Emp-
findlichkeit 

☒ ☐  

 2.2.8 Flächen mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz, z. B. 

- als Naturschutzprojekte des Bundes oder des Landes 
geförderte Gebiete (z.B. BayernNetzNatur, LIFE-Projekte, 
Wiesenbrütergebiete) 

- Unzerschnittene verkehrsarme Räume 

- Feuchtgebiete internationaler Bedeutung 
 (Ramsar) 

- Biotopverbundflächen 

- Alleen/Baumreihen 

☒  
 

☐ 
 

 
 

☐ 

☐ 
 

☐ 
☐ 

 

 2.2.9 Vorkommen von Bodenschätzen, die vom Vorhaben betroffen 
sein können 

☒ ☐  

 2.2.10 Sonstige, und zwar 

- […] 

☒ ☐  

  

2.3 
 

Rechtswirksame Schutzgebietskategorien: Gibt es: 
 

(Wenn ja, Erläuterungen am Ende von Punkt 2) 

Nein Ja Art, Größe, Um-
fang der Betrof-
fenheit 

 2.3.1 Natura-2000-Gebiete (es sind auch Beeinträchtigungen zu 
betrachten, die von außen in das Gebiet hineinwirken kön-
nen) 

☐ ☒ FFH-Gebiete DE 
8237-371 
„Leitzachtal“, 
DE 8136-371 
„Mangfalltal“ und 
DE 8137-301 
„Wattersdorfer 
Moor“: keine Be-
troffenheit 

 2.3.2 Naturschutzgebiete  ☒ ☐  

 2.3.3 Nationalparke und Nationale Naturmonumente ☒ ☐  

 2.3.4 Biosphärenreservate ☒ ☐  
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 2.3.5 Landschaftsschutzgebiete ☐ ☒ „Seehamer See 
mit Wattersdorfer 
Moor“: zwischen 
Str.-km 31,970 
und 32,302 

 2.3.6 Naturdenkmäler ☒ ☐  

 2.3.7 Geschützte Landschaftsbestandteile ☒ ☐  

 2.3.8 Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 Abs. 2 BNatSchG i. 
V. m. Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG) 

☐ ☒ Feuchte und 
nasse Hochstau-
denflur 

 2.3.9 Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete, Über-
schwemmungsgebiete 

☒ ☐  

 2.3.10 Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften fest-
gelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind 
(Luftreinhalteplangebiete) 

☒ ☐  

 2.3.11 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentra-
le Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumord-
nungsgesetzes 

☒ ☐  

 2.3.12 Baudenkmäler, Bodendenkmäler, Ensembles, archäologisch 
bedeutsame Landschaften, Denkmalverdachtsflächen 

☒ ☐  

 2.3.13 Bannwald, Schutzwald, Naturwaldreservat ☒ ☐  

 2.3.14 Erholungswald ☒ ☐  

  Erläuterungen zu 2.2: 

Zu 2.2.1 und 2.2.2: 

- aufgrund des Vorkommens der Zauneidechse im Bö-
schungsbereich östlich der AS Weyarn ist die Art vom Vor-
haben betroffen 

- aufgrund zu erwartender Höhlenbäume sind Baumhöhlen 
bewohnende Vogelarten und Fledermäuse potenziell vom 
Vorhaben betroffen 

- aufgrund nicht auszuschließender Vorkommen der Hasel-
maus ist die Art potenziell vom Vorhaben betroffen 

- unter Berücksichtigung der konzipierten Vermeidungsmaß-
nahmen vor und während der Bauzeit (1.1 V, 1.2 V, 1.3 V 
und 1.4 V) und der funktionserhaltenden Maßnahmen 
2 ACEF, 3 ACEF treten durch das Vorhaben keine artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände (§ 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG) ein 

   

 

Gesamteinschätzung des Standorts des Vorhabens unter Berücksichtigung insbesondere der unter Ziff. 0 
sowie Ziff. 1.18 zu konkretisierenden Vorbelastung. Notwendigkeit vertiefender Untersuchungen wie z.B. 
FFH-Verträglichkeitsprüfung, artenschutzrechtliche Ausnahmeprüfung? 

Der Standort liegt an der vielbefahrenen A 8 (München - Rosenheim) und ist hauptsächlich durch landwirt-
schaftliche Nutzung und ein weitverzweigtes Straßen- und Wegenetz geprägt. Straßenbegleitende Gehölz-
bestände (teilweise biotopwertig) kommen in Teilabschnitten vor. Die benachbarten FFH-Gebiete DE 8237-
371 „Leitzachtal“, DE 8136-371 „Mangfalltal“ und DE 8137-301 „Wattersdorfer Moor“ wurden auf eine mögli-
che Beeinträchtigung in ihren für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen 
durch das Ausbauvorhaben durch eine FFH-Vorprüfung untersucht. Aufgrund mit Sicherheit auszuschlie-
ßender erheblicher Beeinträchtigungen durch das Vorhaben ist eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht er-
forderlich. 
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3 
 

Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 
  

Erläuterungen und Beurteilung, ob durch das Vorhaben unter Berücksichtigung der Art und des Aus-
maßes der Auswirkungen sowie der Nutzungen, Qualitäten oder Schutzgebiete am Standort erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter hervorgerufen werden können  

Mit der dauerhaften Versiegelung von ca. 0,88 ha (Grünflächen entlang von Verkehrswegen, mesophile Ge-
büsche, naturnahe Hecken, naturnahe Feldgehölze, Einzelbäume/Baumreihen/Baumgruppen, Intensivgrün-
land, mäßig extensiv genutztes, artenarmes Grünland, feuchte und nasse Hochstaudenflur, artenarme 
Säume und Staudenfluren) sind keine Beeinträchtigungen von Schutzgebieten oder besonderen Qualitäten 
des Naturhaushalts verbunden, die erhebliche nachteilige Auswirkungen hervorrufen können. 

Das LSG „Seehamer See mit Wattersdorfer Moor“ (LSG-00434.01 [MB-08]) ist im Bereich Weyarn-West 
(Abschnitt LA 08 bis LA 10) randlich vom Vorhaben betroffen. 

 

Besteht die Möglichkeit, dass erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen auftreten? 

 

Ja 
 

Nein, weil: 

3.1 Menschen, insbes. die menschliche Gesundheit ☐ Keine Erhöhung 
des Verkehrs-
aufkommens, 
erholungsrele-
vante (Feld-) 
Wege bleiben 
vom Vorhaben 
unberührt 

3.2 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt ☐ Die Beeinträch-
tigungen sind 
geringfügig und 
können ausge-
glichen werden, 
artenschutz-
rechtliche Ver-
botstatbestände 
werden durch 
Vemeidungs-
maßnahmen 
und funktions-
erhaltende 
Maßnahmen 
nicht einschlä-
gig. 

3.3 Fläche ☐ Für das Vorha-
ben wird eine 
Fläche von ca. 
10,10 ha (da-
von ca. 3,70 ha 
baubedingt/ 
temporär und 
ca. 6,40 ha an-
lagebedingt) in 
Anspruch ge-
nommen. Frei-
räume mit be-
sonderer Quali-
tät und unzer-
schnittene ver-
kehrsarme 
Räume sind 
vom Vorhaben 
nicht betroffen. 
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3.4 Boden ☐ Die vom Vorha-
ben betroffenen 
Böden haben 
keine herausra-
gende Boden-
funktion (Vorbe-
lastung).  

3.5 Wasser ☐ Kein Eingriff in 
Stillgewässer, 
Wasserschutz- 
oder Über-
schwem-
mungsgebiete, 
keine maßgeb-
liche Betroffen-
heit der Grund-
wasserneubil-
dung. 
Anlagebedingt-
ter kleinräumi-
ger Eingriff in 
bereits deutlich 
verändertes 
Fließgewässer 
ohne erhebliche 
nachteilige 
Auswirkung. 

3.6 Luft und Klima ☐ Keine Erhöhung 
des Verkehrs-
aufkommens, 
keine neuen 
geländeklimati-
schen Zer-
schneidungs- 
und Trenneffek-
te 

3.7 Landschaft ☐ Nachteilige 
Auswirkungen 
auf das Land-
schaftsbild wer-
den durch die 
geplanten Ge-
staltungsmaß-
nahmen verrin-
gert. 

3.8 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter ☐ Bau- und Bo-
dendenkmäler 
sind für den 
Eingriffsbereich 
des Vorhabens 
nicht bekannt. 

Sonstige Sach-
güter werden 
vom Vorhaben 
nicht berührt. 
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3.9 Wechselwirkungen ☐ Beim vorliegen-
den Vorhaben 
können indirek-
te Wirkungen 
auf die Vegeta-
tion oder Tier-
welt ausge-
schlossen wer-
den, da sich die 
abiotischen Be-
dingungen nicht 
wesentlich 
nachteilig ver-
ändern. 

Zusammenfassende Begründung, warum aus Sicht der Straßenbauverwaltung keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen zu erwarten sind: 

Es handelt sich bei dem Bau von Lärmschutzwänden und -wällen um ein Vorhaben in einem durch hohes 
Verkehrsaufkommen vorbelasteten Bereich der A 8. Das Vorhaben ist dem § 9 Abs. 3 Nr. 2 des UVPG zu-
zuordnen. 

Erhebliche und nachteilige Auswirkungen sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten. Die Belange des 
strengen Artenschutzes stehen einer Realisierung des Vorhabens unter Berücksichtigung der konzipierten 
Vermeidungsmaßnahmen nicht entgegen. Die geplante Baumaßnahme ist i. S. d. strengen Arten-schutzes, 
in dargelegter Weise und unter Berücksichtigung der konzipierten Maßnahmen nicht geeignet, Verbotstat-
bestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG auszulösen. Mit Durchführung der geplanten 
Kompensationsmaßnahmen 2 ACEF, 4 A, 5 W/A und der Ersatzmaßnahme 6 E im Bereich der Ökokontoflä-
che "Willinger Filze" werden die mit dem Vorhaben verbundenen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
(Schutzgut Arten und Lebensräume) gleichartig bzw. gleichwertig kompensiert. Der nach BayKompV ermit-
telte Kompensationsbedarf von 152.490 Wertpunkten wird auf den vier oben genannten Maßnahmenflächen 
umgesetzt. 

Mit Durchführung der Gestaltungsmaßnahmen im Vorhabenbereich wird sowohl dem Minimierungsgebot 
des BNatSchG entsprochen, als auch ein Beitrag zur Neugestaltung des Landschaftsbildes geleistet.  

Die Umweltauswirkungen des Vorhabens sind von geringem Umfang und überschaubar. Sie können im 
Rahmen der landschaftspflegerischen Begleitplanung nach den fachgesetzlichen Maßstäben des 
BNatSchG sowie des BayNatSchG abgehandelt werden. Nach Verwirklichung der landschaftspflegerischen 
Kompensationsmaßnahmen sind die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes wiederhergestellt. 

Nach Auffassung des Vorhabenträgers verspricht die Durchführung einer förmlichen Umweltverträglichkeits-
prüfung keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird deshalb im vorlie-
genden Fall für entbehrlich gehalten. 

4. Ergebnis 
 
Können von dem Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
ausgehen? 

Nein 
(nicht UVP-

pflichtig) 
 

☒ 

Ja 
(UVP-pflichtig) 

 

 
☐ 
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1. Hinweise zur Durchführung der UVP-Vorprüfung 

Zuständige Behörde für die Feststellung der UVP-Pflicht ist die Planfeststellungsbehörde. In den Fällen ge-
mäß § 6 UVPG i. V. m. Anlage 1 Nr. 14.3 bis 14.5 UVPG ist eine UVP zwingend erforderlich. Im Übrigen hat 
die Planfeststellungsbehörde für den Bau und die Änderung von Bundesfernstraßen nach §§ 7 Abs. 1, 9 Abs. 
1 Satz 2, 9 Abs. 3 Nr. 2 UVPG auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabensträgers zu prüfen, ob für 
das Vorhaben eine UVP-Pflicht besteht. Hierfür soll dieser Prüfkatalog verwendet werden. Der Vorhabensträ-
ger gibt darin eine eigene Einschätzung ab, ob und warum er das Vorhaben als (nicht) UVP-pflichtig einstuft. 
In den Fällen des § 8 UVPG ist von einer UVP-Pflicht auszugehen. 

Die UVP-Vorprüfung erfolgt zwar nur überschlägig. Ein Antrag auf Durchführung einer Vorprüfung ist aber erst 
sinnvoll, wenn die wesentlichen Auswirkungen des Vorhabens bereits abschätzbar sind, z. B. mit Abschluss 
der Entwurfsplanung. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei festgestellter UVP-Pflicht zwingend ein Planfest-
stellungsverfahren durchzuführen ist. Der Antrag auf Feststellung der UVP-Pflicht ist daher mit ausreichendem 
zeitlichen Vorlauf vor Beantragung des angestrebten Genehmigungsverfahrens bei der zuständigen Behörde 
zu stellen. 

Dem Antrag auf Feststellung der UVP-Pflicht sind neben dem ausgefüllten Prüfkatalog alle geeigneten vor-
handenen Unterlagen beizufügen, die der Planfeststellungsbehörde eine Prüfung der Angaben ermöglichen 
(z. B. [ggf. auszugsweise] Entwurfsunterlagen zum Vorentwurf, Unterlagen zur Landschaftsplanung, u. ä.).  

Ist das Ergebnis der UVP-Vorprüfung offensichtlich und das Vorhaben UVP-pflichtig, kann auf die Vorprüfung 
verzichtet werden. Die Vorprüfung entfällt gemäß § 7 Abs. 3 UVPG außerdem, wenn der Vorhabenträger die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt und die zuständige Behörde das Entfallen der 
Vorprüfung als zweckmäßig erachtet. Für diese Vorhaben besteht die UVP-Pflicht. Dies wird regelmäßig der 
Fall sein, wenn erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen offensichtlich zu erwarten sind. 

 

2. Hinweise zur Beurteilung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen: 

Es sind alle Bestandteile und Folgemaßnahmen des Vorhabens, soweit sie zum Zeitpunkt der Vorprüfung 
bereits bekannt sind, zu berücksichtigen. Hierzu gehören gemäß § 7 Abs. 5 UVPG insbesondere die vom 
Träger des Vorhabens verbindlich vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen.  

Bei der Beurteilung der Erheblichkeit geht es nicht darum, ob das Vorhaben zulassungsfähig ist oder nicht. 
Nicht jedes Abwägungserfordernis führt automatisch zur UVP-Pflicht. Jedenfalls wird u. a. von einer Erheb-
lichkeit auszugehen sein, wenn eine artenschutzrechtliche Ausnahmeprüfung oder die Notwendigkeit einer 
FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht ausgeschlossen werden können. Im Hinblick auf die Rechtsfolgen offen-
sichtlicher Mängel bei der Anwendung der UVP-Bestimmungen sollte in Zweifelsfällen für die Durchführung 
einer UVP entschieden werden. 

Die in der Checkliste rot markierten, standortbezogenen Kriterien sind für die Beurteilung besonders bedeut-
sam. Für die Beurteilung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen des Vorhabens können u. a. nachfolgen-
de Größenkriterien zur Orientierung herangezogen werden: 

Nr. 1.1 Baulänge: 10 km 
Nr. 1.2 Flächeninanspruchnahme: 10 ha 
Nr. 1.4 Abgrabungen: 10 ha 
Nr. 1.16 Rodung: 10 ha 
Nr. 2.3.8 Verlust gesetzlich geschützter Biotope: 1 ha  

Die UVP-Pflicht ist an der Anzahl der berührten Kriterien sowie am Umfang der möglichen Betroffenheit zu 
messen.  
 
Insbesondere ist Folgendes zu berücksichtigen: 
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• Art und Ausmaß der Auswirkungen 
• Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen 
• Schwere und Komplexität der Auswirkungen 
• Wahrscheinlichkeit der Auswirkungen 
• Voraussichtlicher Zeitpunkt des Eintretens, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen 
• Zusammenwirken der Auswirkungen mit den Auswirkungen anderer bestehender oder zugelassener Vor-

haben 
• Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
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